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Α . Einlei tung 

Ι . Einführung in die Problematik 
und Ziel der Untersuchung 

Das Bürgerliche Gesetzbuch normiert zur Regelung der güterrechtlichen Verhält-
nisse unter Ehegatten drei Güterstände: den Güterstand der Zugewinngemeinschaft 
(§§ 1363 ff.  BGB), den Güterstand der Gütertrennung (§ 1413 BGB) und den Güter-
stand der Gütergemeinschaft  (§§ 1415 ff.  BGB). Wenn die Ehegatten nicht durch 
Ehevertrag etwas anderes vereinbaren, leben sie gemäß § 1363 Abs. 1 BGB im Gü-
terstand der Zugewinngemeinschaft (gesetzlicher Güterstand). 

Der Eintritt des gesetzlichen Güterstands der Zugewinngemeinschaft hat auf die 
Güterzuordnung keinen Einfluß. Das Vermögen des Mannes und das Vermögen der 
Frau werden nicht gemeinschaftliches Vermögen der Ehegatten; auch in bezug auf 
das von einem Ehegatten während der Ehe erworbene Vermögen kommt es nicht zu 
einer Rechts- und Vermögensgemeinschaft  (§ 1363 Abs. 2 Satz 1 BGB). Wie beim 
Güterstand der Gütertrennung auch bleibt es bei einer Vermögenstrennung. Jeder 
Ehegatte verwaltet sein Vermögen gemäß § 1364 Halbs. 1 BGB selbständig, es gilt 
der Grundsatz der freien Verwaltung des eigenen Vermögens. Den Kern der güter-
rechtlichen Regelungen bildet der Ausgleich des von den Ehegatten während des 
Güterstands erzielten Vermögenszugewinns bei der Beendigung des Güterstands 
(§§ 1363 Abs. 2 Satz 2, 1371 bis 1390 BGB). 

Der Grundsatz der freien Verwaltung des eigenen Vermögens gilt im Güterstand 
der Zugewinngemeinschaft nicht ausnahmslos (§ 1364 Halbs. 2 BGB). Der im ge-
setzlichen Güterstand lebende Ehegatte ist in der Verwaltung seines Vermögens 
nach Maßgabe der §§ 1365 bis 1369 BGB beschränkt. Die Bestimmung des § 1369 
Abs. 1 BGB beschränkt die Freiheit des Ehegatten, über ihm gehörende Gegenstän-
de des ehelichen Haushalts zu verfügen. Die Bestimmung des § 1365 Abs. 1 BGB 
beschränkt die Freiheit des Ehegatten, Verfügungen über sein „Vermögen im gan-
zen" zu treffen. 

Gemäß § 1365 Abs. 1 Satz 1 BGB kann sich der eine Ehegatte nur mit Einwilligung 
des anderen Ehegatten verpflichten, über sein Vermögen im ganzen zu verfügen. Hat er 
sich ohne die Zustimmung des anderen Ehegatten verpflichtet,  so kann er die Verpflich-
tung gemäß § 1365 Abs. 1 Satz 2 BGB nur mit Einwilligung des anderen Ehegatten er-
füllen. Allerdings kann die Zustimmung des anderen Ehegatten unter den Vorausset-
zungen des § 1365 Abs. 2 BGB durch das Vormundschaftsgericht  ersetzt werden. Die 
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18 Α. Einleitung 

Rechtsfolgen der Verwaltungsbeschränkung1 des § 1365 Abs. 1 BGB werden in den 
§§ 1366 bis 1368 BGB näher geregelt. Rechtsgeschäfte, die der eine Ehegatte ohne die 
erforderliche  Einwilligung des anderen Ehegatten vornimmt, sind nach Maßgabe der 
§§ 1366,1367 BGB unwirksam. 

Schon bald nachdem der Güterstand der Zugewinngemeinschaft durch das Gleichbe-
rechtigungsgesetz vom 18. Juni 1957 eingeführt  worden war2, löste die Bestimmung 
des § 1365 Abs. 1 BGB eine Reihe verschiedener Kontroversen aus. Die Vorschrift  des 
§ 1365 Abs. 1 BGB gilt als eine der umstrittensten Bestimmungen des gesetzlichen Gü-
terrechts. Bereits die Frage der Interpretation des § 1365 Abs. 1 BGB in bezug auf das 
Tatbestandsmerkmal „Vermögen im ganzen" hat zu verschiedenen Streitpunkten ge-
führt.  Bis heute herrscht kein Einvernehmen, inwieweit § 1365 Abs. 1 BGB auch dann 
eingreift,  wenn sich ein Ehegatte zur Verfügung über einen einzelnen Gegenstand ver-
pflichtet, der im wesentlichen sein ganzes Vermögen bildet. Nach herrschender Mei-
nung ist der Anwendungsbereich des § 1365 Abs. 1 BGB zwar nicht auf den Fall 
beschränkt, daß ein Ehegatte über eine Gesamtheit von Vermögensgegenständen dispo-
nieren will (so aber die Vertreter der vor allem im älteren Schrifttum vertretenen „Ge-
samttheorie"). § 1365 Abs. 1 BGB kann nach herrschender Meinung auch dann eingrei-
fen, wenn ein Ehegatte ein Verpflichtungsgeschäft  eingeht und ein Verfügungsgeschäft 
vornimmt, um über einen einzelnen Gegenstand zu verfügen, der sein nahezu ganzes 
Vermögen  ausmacht („Einzeltheorie"). Die Einzelheiten einer Anwendung des § 1365 
Abs. 1 BGB auf Geschäfte über einen einzelnen Gegenstand sind aber auch unter den 
Vertretern der „Einzeltheorie" bis heute noch nicht abschließend geklärt.3 

Eine spezielle durch § 1365 Abs. 1 BGB ausgelöste Kontroverse betrifft  die Frage, 
welche Bedeutung § 1365 Abs. 1 BGB zukommt, wenn ein im Güterstand der Zuge-
winngemeinschaft lebender Ehegatte einen sein nahezu ganzes Vermögen ausmachen-
den Miteigentumsanteil an einem Grundstück im Wege der Zwangsversteigerung zum 
Zwecke der Aufhebung einer Gemeinschaft nach Maßgabe der §§ 749, 753 BGB, 

1 Die Bezeichnung als „Verwaltungsbeschränkung" dürfte die in § 1365 Abs. 1 BGB und 
in § 1369 BGB normierten Beschränkungen der Verwaltungsfreiheit  am besten kennzeich-
nen, da in beiden Fällen nicht nur die Verfügungsfreiheit,  sondern auch die Verpflichtungs-
freiheit  eingeschränkt wird. Zur Frage, ob es sich bei den Beschränkungen der Verfügungs-
freiheit  um „Verfügungsverbote"  oder um „Verfügungsbeschränkungen"  handelt, siehe unten 
B.III.5.a). 

2 Gesetz über die Gleichberechtigung von Mann und Frau auf dem Gebiete des bürgerlichen 
Rechts vom 18.06.1957 (Gleichberechtigungsgesetz), BGBl I, S. 609. - Zur Reform des Ehe- und 
Familienrechts durch das Gleichberechtigungsgesetz siehe aus den Gesetzesmaterialien den Be-
richt des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht,  abgedruckt als Anlage zu BT-
Drucks. 2/3409, S. 1 ff.  Siehe zu der Reform und zu den Hintergründen auch SchlüterlLiedmeier, 
JA 1991, 145 ff. 

3 Zur Kontroverse um die Interpretation des § 1365 Abs. 1 BGB in bezug auf das Tatbestands-
merkmal „Vermögen im ganzen" siehe: Staudinger/Thiele,  BGB, § 1365 Rn. 16ff.,  19ff.,  20, 27; 
Gernhuber/Coester-Waltjen,  Familienrecht, §35 112,3,4,5,6, S. 511 ff.;  Schlüter,  Familienrecht, 
S.73ff.,  Rn. 106ff.;  Schwab,  Familienrecht, S. 107ff.,  Rn.218ff.  Beachte auch die Ausführungen 
unter B.II. 1. 
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§§ 180 ff.  ZVG zur Versteigerung bringt. Diese Frage beschäftigt die Zwangsversteige-
rungspraxis seit nunmehr über vier Jahrzehnten4. Große praktische Bedeutung hat die 
Frage vor allem bei der Vermögensauseinandersetzung unter Ehegatten aus Anlaß von 
Trennung und bevorstehender Scheidung. 

Im Güterstand der Zugewinngemeinschaft lebende Ehegatten erwerben das Eigen-
tum an einem Grundstück häufig gemeinschaftlich in Gemeinschaft nach Bruchteilen 
(§ 741 BGB); entsprechendes gilt für den Erwerb von Erbbaurechten (§ 1 ErbbauV), 
Wohnungseigentum und Teileigentum nach dem WEG und anderen dem Grundstücks-
volleigentum gleichgestellten Rechten.5 Insbesondere das von Ehegatten zur Befriedi-
gung ihrer persönlichen Wohnbedürfhisse als „Familienheim" angeschaffte  Grundstück 
wird von den Ehegatten typischerweise gemeinschaftlich in Gemeinschaft nach Bruch-
teilen (§741 BGB) erworben.6 

Sind im Güterstand der Zugewinngemeinschaft lebende Ehegatten gemeinschaft-
lich Eigentümer eines Grundstücks und gerät die Ehe in eine Krise, kommt es zum 
Getrenntleben der Ehegatten, dann stellt sich die Frage, was mit dem gemeinschaft-
lichen Grundstück künftig geschehen soll. Nicht selten ist eine Einigung der Ehe-
gatten im Umfeld der Ehekrise nicht zu erreichen. Gegensätzliche Interessen, auch 
die bei einer gescheiterten Ehe häufig anzutreffenden  finanziellen Engpässe und 
nicht zuletzt die für eine Ehekrise typische Konfliktsituation verhindern oftmals, 
daß Einvernehmen erzielt wird über eine vorübergehende oder längerfristige  Nut-
zung des Grundstücks durch einen der Ehegatten, über eine Übernahme des gesam-
ten Grundstücks durch einen der Ehegatten oder über einen freihändigen Verkauf 
des gemeinschaftlichen Grundstücks. 

In dieser Situation besteht die Möglichkeit, daß ein Ehegatte gemäß §§ 749, 753 
BGB, §§ 180ff.  ZVG die Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Ge-
meinschaft betreibt, um das gemeinschaftliche Grundstück gerichtlich versteigern zu 
lassen. Teilhaber einer Bruchteilsgemeinschaft  können gemäß § 749 Abs. 1 BGB grund-
sätzlich jederzeit die Aufhebung der Gemeinschaft verlangen; bei Grundstücken 
kommt eine Aufhebung der Gemeinschaft durch Zwangsversteigerung und anschlie-
ßende Teilung des Erlöses in Betracht (§ 752 Abs. 1 Satz 1 Fall 2 BGB); der aufhe-
bungswillige Teilhaber kann gemäß §§ 180 ff.  ZVG beim zuständigen Vollstreckungs-
gericht die Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinschaft be-
antragen, die sogenannte „TeilungsVersteigerung"7 (Einzelheiten zum Teilungsverstei-
gerungsverfahren  unter A.II.). 

4 Der erste Beitrag zu dem Thema wurde von Weimar  1959 veröffentlicht  (siehe Weimar,  NJW 
1959, 1478). 

5 Der Einfachheit halber ist im folgenden auch insoweit von „Grundstücken" die Rede. 
6 Zum gemeinschaftlichen Grundstückserwerb unter Ehegatten siehe StaudingerILanghein, 

BGB, §741 Rn. 22. 
7 Siehe zu diesem in Rechtsprechung und Schrifttum verbreiteten Sprachgebrauch: Steinerl 

Teufel,  ZVG, § 180 Rn.3; Eickmann,  Zwangsversteigerung, §28, S.333; Storz,  Teilungsverstei-
gerung, A. 1.1., S.53. 
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